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MITTEILUNG DER KOMMISSION ÜBER DIE ANWENDUNG DER 
VORSCHRIFTEN ÜBER STAATLICHE BEIHILFEN AUF DEN ÖFFENTLICHRECHTLICHEN 

RUNDFUNK 
(TEXT VON BEDEUTUNG FÜR DEN EWR) 

 
[…] 
 
84. Wie oben dargelegt, dürfen die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten staatliche Beihil-

fen für die Bereitstellung audiovisueller Dienste über alle Plattformen verwenden, sofern 
die Kernanforderungen des Protokolls von Amsterdam erfüllt sind. In diesem Zusammen-
hang müssen die Mitgliedstaaten im Wege eines vorherigen Beurteilungsverfahrens, das 
sich auf eine öffentliche Anhörung stützt, prüfen, ob von öffentlich-rechtlichen Rundfunk-
anstalten geplante wesentliche neue audiovisuelle Dienste die Anforderungen des Proto-
kolls von Amsterdam erfüllen und somit den sozialen, demokratischen und kulturellen Be-
dürfnissen der Gesellschaft dienen, und dabei auch die potenziellen Auswirkungen auf die 
Handels- und Wettbewerbsbedingungen ausreichend berücksichtigen. 

 
85. Es ist Aufgabe der Mitgliedstaaten, unter Berücksichtigung der Besonderheiten und der 

Entwicklung des Rundfunkmarkts sowie des Spektrums der bereits von der öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalt angebotenen Dienste festzulegen, was unter einem „wesent-
lichen neuen Dienst“ zu verstehen ist. Ob ein Dienst „neu“ ist, kann unter anderem von 
dem bereitgestellten Inhalt und von der Art der Nutzung abhängen51. Für die Beurteilung 
des „wesentlichen“ Charakters des Dienstes können beispielsweise der Umfang der für 
dessen Entwicklung erforderlichen finanziellen Aufwendungen und die zu erwartenden 
Auswirkungen auf die Nachfrage herangezogen werden. Wesentliche Veränderungen be-
stehender Dienste sind derselben Prüfung zu unterziehen wie wesentliche neue Dienste. 

 
86. Es obliegt den Mitgliedstaaten, unter Berücksichtigung der Besonderheiten ihres Rund-

funksystems und der Notwendigkeit zum Schutz der redaktionellen Unabhängigkeit der 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten jenen Mechanismus zu wählen, der die Verein-
barkeit audiovisueller Dienste mit den maßgeblichen Kriterien des Protokolls von Amster-
dam am besten sicherstellt.  

 
87. Um Transparenz zu gewährleisten und alle für eine fundierte und ausgewogene Entschei-

dung erforderlichen Informationen zu erhalten, ist Betroffenen die Möglichkeit einzuräu-
men, im Rahmen einer öffentlichen Anhörung zu den geplanten wesentlichen neuen 
Diensten Stellung zu nehmen. Das Ergebnis der Anhörung, die anschließende Bewertung 
sowie die Gründe für die Entscheidung sind öffentlich zugänglich zu machen. 

 
88. Um sicherzustellen, dass die öffentliche Finanzierung wesentlicher neuer audiovisueller 

Dienste den Handel und den Wettbewerb nicht in einem Ausmaß verzerrt, das dem ge-
meinsamem Interesse zuwiderläuft, haben die Mitgliedstaaten auf der Grundlage der Er-
gebnisse der öffentlichen Anhörung die Gesamtauswirkungen neuer Dienste auf den 
Markt zu untersuchen, indem sie die Situation bei Bestehen des geplanten neuen Dienstes 
mit der Situation ohne ihn vergleichen. Im Rahmen der Prüfung der Auswirkungen auf den 
Markt sind beispielsweise folgende Aspekte zu untersuchen: das Vorhandensein ähnlicher 
bzw. substituierbarer Angebote, der publizistische Wettbewerb, die Marktstruktur, die 
Marktstellung der öffentlichrechtlichen Rundfunkanstalt, der Grad des Wettbewerbs und 
die potenziellen Auswirkungen auf Initiativen privater Marktteilnehmer. Diese Auswirkun-
gen müssen gegen den Wert abgewogen werden, die die betreffenden Dienste für die Ge-

                                            
51 So ist die Kommission beispielsweise der Ansicht, dass einige lineare Übertragungsformen, etwa die 
gleichzeitige Übertragung der abendlichen Fernsehnachrichten über andere Plattformen (wie Internet 
oder Mobilgeräte) für die Zwecke dieser Mitteilung als nicht „neu“ einzustufen sind. Ob andere Formen 
der erneuten Übertragung von Programmen öffentlich-rechtlicher Rundfunkanstalten auf anderen 
Plattformen als wesentliche neue Dienste anzusehen sind, sollten die Mitgliedstaaten unter Berücksich-
tigung der Besonderheiten und Merkmale der betreffenden Dienste entscheiden. 
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sellschaft haben. Sind die Auswirkungen auf den Markt überwiegend nachteilig, so dürfte 
eine staatliche Finanzierung zugunsten der audiovisuellen Dienste nur dann verhältnismä-
ßig sein, wenn sie durch den Mehrwert, der sich aus der Erfüllung sozialer, demokratischer 
und kultureller Bedürfnisse der Gesellschaft52 ergibt52, gerechtfertigt ist, wobei auch das 
gesamte bestehende öffentlich-rechtliche Angebot zu berücksichtigen ist. 

 
89. Damit diese Prüfung als objektiv angesehen werden kann, muss sie von einer Stelle durch-

geführt werden, die effektiv von der Geschäftsführung der öffentlich-rechtlichen Rund-
funkanstalt unabhängig ist, und zwar auch bezüglich der Ernennung und Absetzung ihrer 
Mitglieder, und die mit den für die Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Befugnissen 
und Ressourcen ausgestattet ist. Die Mitgliedstaaten müssen die Möglichkeit haben, ein 
Verfahren zu entwickeln, das im Hinblick auf die Marktgröße und die Marktstellung der öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunkanstalt angemessen ist. 

 
90. Die vorstehenden Ausführungen hindern die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten 

nicht daran, neue, innovative Dienste (etwa in Form von Pilotprojekten) in (zeitlich oder 
bezüglich des Nutzerkreises) begrenztem Umfang auszuprobieren, um Informationen über 
die Machbarkeit und den Mehrwert des geplanten Dienstes zu sammeln, sofern die Test-
phase nicht der Einführung eines vollwertigen wesentliche neuen audiovisuellen Dienstes 
gleichkommt. 

 
91. Nach Auffassung der Kommission wird die oben dargelegte Prüfung auf einzelstaatlicher 

Ebene zur Sicherstellung der Vereinbarkeit mit den Beihilfevorschriften der Gemeinschaft 
beitragen. Dies gilt unbeschadet der Befugnis der Kommission zu prüfen, ob die Mitglied-
staaten die Bestimmungen des EG-Vertrags einhalten, und nötigenfalls, etwa aufgrund 
von Beschwerden oder von Amts wegen, einzugreifen. 

 
[…] 

                                            
52 Siehe auch Fußnote 40 zur Rechtfertigung für Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem 
Interesse im Bereich des Rundfunks. 


